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beschreibt Mobbing als "psy-
chologischen Terror am Ar-
beitsplatz, bestehend aus
feindseliger und unethischer
Kommunikation, die systema-
tisch gegen eine Person aus-
geübt wird". Mit sogenannten
Mobbinghandlungen, diesehr
gehäuft und über einenlänge-
renZeitraumauftreten, werde
das Opfer in eine hilflose Po-
sition manövriert unddort ge-
halten. Die Folgen der Feind-
seligkeiten: beträchtliches
seelisches, psychosomati-
sches und soziales Leid und
finanzielle Folgekosten für
Wirtschaft und Gesellschaft
in Milliardenhöhe.
45 Mobbinghandlungen lis-

tet Leymann auf, darunter:
das Vorenthaltenoder Verwei-
gern arbeitsrelevanter Infor-
mationen, das Schneiden ei-
ner Person, Beleidigungen,
Anzüglichkeiten, üble Nachre-
de, die bewusst eingesetzte
Überbelastung, das Anordnen
geringer Tätigkeiten oder
auch sexuelle Übergriffe. Von
Letzterem betroffen sind in
erster LinieFrauen, die neben
älteren ArbeitnehmerInnen
am häufigsten gemobbt wer-
den. Weibliche Beschäftigte,
das hat einei mMai veröffent-
lichte deutscheStudiei mAuf-
trag der Bundesanstalt für Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedi-
zinergeben, tragenein75 Pro-
zent höheres Mobbingrisiko.
Für das Großherzogtum gibt
es bislang keine gesicherten
Erkenntnisse, dochdieluxem-
burgischen Experten haben
ähnliche Gefährdungen beob-
achtet. Hintergrund für die
europaweit steigenden Mob-
bingzahlen sind nach Mei-
nung der Fachleute unter an-
derem der hohe Leistungs-
druck und die zunehmende
Flexibilisierung und Rationali-
sierung von Arbeitsplätzen,
die das Konkurrenzverhalten
schüren.
Die Arbeitgeber freilich

wollen davon nichts wis-
sen. Anti−Mobbing−Program-
me, wie sie in den Unterneh-
men Dupont und Eurocontrol
bestehen, haben Seltenheits-
wert. "Offiziell geben die Ar-
beitgeber Mobbing nicht zu",
berichtet Armand Drews. Der
engagierte Betriebsrat hat je-
doch bei einigen Großunter-
nehmen, in denen Mobbing-
fälle auftauchten, Abteilungs-
wechsel für die Betroffenen
erringenkönnen. Dafür wand-
tesich Drews andie Personal-
direktion. Im Gespräch mit
denDirektorInnen, indemdas
Problem ausführlich erörtert
und auf die möglichen ar-
beitsrechtlichen Konsequen-
zen hingewiesen wird, soll ei-

ne Lösung gefunden werden.
Wenn das nicht hilft, wenn
beispielsweise auf das Mob-
bing die Kündigung folgt, rät
der Betriebsrat den Betroffe-
nen zumeist, zum Anwalt zu
gehen.

Schwierige Beweislage
Viviane Ecker ist Rechtsan-

wältin und war bereits mit
zahlreichen Mobbingfällen
befasst. Sie betont diekniffeli-
ge Rechtslage i m Falle von
Mobbing. Vor allem die Be-
weisführung, A und O in je-
dem Gerichtsprozess, gestal-
tet sich für von Mobbing Be-
troffene extrem schwierig.
Dem Gesetz nach muss näm-
lich der Beschäftigte bewei-
sen, dass er gemobbt wurde
und seine Kündigung Ergeb-
nis dauerhafter Schikane ist.
"Um eine Kündigung wegen
Mobbing anfechten zu kön-
nen, braucht die Person Zeu-
gen. Daes aber keinenspezifi-
schen Zeugenschutz gibt,
fürchten viele diesen Schritt
vor das Gericht zu machen −
aus Angst, selbst den Arbeits-
platzzuverlieren", beschreibt
Ecker den Teufelskreis, in
dem viele Mobbingopfer ste-
cken. Für die Arbeitgeber hin-
gegen ist es oft ein leichtes
Spiel, gekündigten Arbeitneh-
merInnen ein fehlerhafte Ver-
halten nachzuweisen. Betrof-
fene haben, je länger das
Mobbing andauert, häufig
nicht nur hohe Fehlzeiten we-
gen Krankheit. Nach einer
Phase des Aufbäumens durch
besondersgeflissentliches Ar-
beiten resignieren viele, ar-
beiten i mmer unkonzentrier-
ter, werden aggressiv und
misstrauisch. Einige, die dem
Druck nicht mehr standhal-
ten, führen sogar selbst die
Kündigung herbei − oft zur
Freude der Vorgesetzten,
denn diese sind, das hat eine
Untersuchung des Frankfur-
ter Psychologen Dieter Zapf
ergeben, zu 70 Prozent selbst
amMobbingbeteiligt.
Indirekt ist jedoch auch in

Luxemburg Psychoterror am
Arbeitsplatz verboten. Laut
Artikel vier des luxemburgi-
schenArbeitnehmerschutzge-
setzes vom 17. Juni 1994 ist
der Arbeitgeber verpflichtet,
für die Sicherheit und Ge-
sundheit seiner Arbeitnehme-
rInnen in allen Aspekten Sor-
ge zu tragen. Und in Artikel
fünf heißt es darüber hinaus,
dass der Arbeitgeber unter
anderem Vorsorge hinsicht-
lich der Arbeitsbedingungen
undder sozialenBeziehungen
zutreffenhat.
Damit sind die rechtlichen

Voraussetzungen nicht viel

MOBBING

Gequält undschikaniert

Dassinluxemburgischen
Betriebenzuweilen bis

zumpsychischen Kollaps
gemobbt wird, die Opfer

sich aber kaumzu
wehren wissen, davon

berichten Gewerkschaften
seit Jahren.

Eine Gesetzesinitiative
könnte Mobbingopfern

helfen.

Es war ein bahnbrechen-
des Urteil, welches die 5.
Kammer des Landesarbeits-
gerichtes Erfurt am10. April
2001 fällte: 50.000 D−Mark
Ordnungsgeld, falls die Ar-
beitgeberin, eine Sparkasse
i m ostdeutschen Gera−Greiz,
damit fortfahren sollte, ihren
Angestellten, einen 54jähri-
gen in leitender Position, zu
mobben und ein Verbot, den
Banker wie geplant zu degra-
dieren. "Systematischer Psy-
choterror" in der Provinz-
sparkasse, so urteilten die
Richter, habe nicht nur die
Menschenwürde des Betroffe-
nen, sondern "in einer die
GrenzezurstrafbarenKörper-
verletzung berührenden Wei-
se auch seine seelische und
körperliche Gesundheit" ver-
letzt. Unter dem Entschei-
dungsstichwort "Mobbing"
(Aktenzeichen 5 Sa 403/00)
legten die Richter erstmalig
fest, was genau Mobbing ist.
Der Begriff erfasse "fortge-
setzte, aufeinander aufbauen-
de oder ineinander übergrei-
fende, der Anfeindung, Schi-
kane oder Diskri minierung
dienende Verhaltensweisen,
die (...) das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht (...) oder
die Gesundheit des Betroffe-
nen verletzen". Damit mach-
ten die Erfurter Richter den
Wegfrei für die amweitesten
reichende Grundsatzent-
scheidung in Sachen Mob-
bing, dieje ein deutsches Ge-
richt getroffenhatte.
Ganz anders hingegen die

Situation in Luxemburg: Wer
hierzulande am Arbeitsplatz
gemobbt wird, für dengibt es
wenig Hoffnung auf richterli-
chen Beistand. Denn: Bislang
wurde noch kein einziger

Mobbingfall vor luxemburgi-
schen Gerichten verhandelt.
Mobbing sei - wenn über-
haupt - dann nur als Gegen-
argument bei Kündigungen
durch den Arbeitgeber er-
wähnt worden, teilt eine Ar-
beitsrichterin, die ihren Na-
men nicht veröffentlicht se-
hen will, auf Anfrage mit. Al-
lerdings sei an den Vorwürfen
"meistens nicht genügend
dran" gewesen. Der Verweis
auf Mobbing habe in jenen
Fällen eher "wie eine Ent-
schuldigung für das eigene
Fehlverhalten" geklungen, so
die Richterin weiter. Ist das
Großherzogtum also mob-
bing−freie Zone?

Lebensbedrohlicher
Psychoterror
Dass Schikane und Psycho-

terror auch an luxemburgi-
schen Arbeitsplätzen gesche-
hen, davon weiß Marcel
Mersch einiges zu berichten.
Der Präsident der gewerk-
schaftsnahen Mobbing asbl
befasst sich schon seit über
drei Jahren mit dem Thema.
Zunächst nochi mLCGB−Rah-
men organisiert, wurde zwei
Jahre später "aufgrund der
großen Nachfrage" eine Bera-
tungsstelle für von Mobbing
Betroffene gegründet. Über
100 Dossiers habendieehren-
amtlichen MitarbeiterInnen
bisher angelegt: Jedes erzählt
die Leidensgeschichte ei-
nes/einer Gemobbten. "Die
Leute, die zu uns kommen,
wurden über Wochen oder
Monate von Kollegen oder
Vorgesetzten gepeinigt. Viele
werden als Folge krankge-
schrieben", erzählt Mersch,
der die Zahl der insgesamt

von Mobbing Betroffenen in
Luxemburg auf etwa 700
schätzt. Roby Fehlen, seit ei-
nemJahr Mobbingberater des
OGBL, hat Ähnliches beob-
achtet: "Einige nimmt das so
sehr mit, dass sie ein regel-
rechtes psychisches Trauma
erleiden− oft sogar bis zur Ar-
beitsunfähigkeit."
Dr. Carlo Steffes, als Ar-

beitsmediziner beim Gesund-
heitsministerium mit dem
Thema Mobbing befasst, li-
stet die Folgeschäden von
Mobbing auf. Diese reichen
von Depressionen und Schlaf-
störungen über psychosoma-
tische Beschwerden, Herz-
funktionsstörungen bis hin
zum Selbstmordversuch. Ar-
mand Drews, Betriebsrat i m
Bankensektor, erzählt die Ge-
schichte einer Frau, die sich
nach monatelangem Psycho-
terror eines Tages auf der Toi-
letteeinschloss undTabletten
schluckte.
Dass dies europaweit kein

Einzelfall ist, Mobbing also
tödliche Konsequenzen ha-
benkann, belegt auch dietra-
gische Selbstverbrennung ei-
nes homosexuellen Kri minal-
beamten in Deutschland. Er
wusste nach den Quälereien
durch die KollegInnen keinen
anderenAusweg mehr.
Was aber verbirgt sich

genau hinter dem Begriff
Mobbing? "Mobbing ist ein
Bestandteil ganz unterschied-
licher Stressphänomene, die
esinder heutigenArbeitswelt
gibt", erklärt Carlo Steffes.
Wie die Gewerkschaften
orientiert auch er sich an der
Definition des schwedischen
Professors Heinz Leymann.
Der weltweit führende Exper-
te in der Mobbingforschung

dossier: arbeit4

Gemobbtestehen meist alleine da. Vielen wirdgekündigt, odersie kündigenschließlichselber. (Fotos: woxx)

Psychoterror
imBüroDie Folgen von Mobbing währen oft

Monate oder gar Jahre. Betroffene
können sich nur selten erfolgreich
gegenihre Peiniger wehren.

___________________
Die Mobbingasbl hat

eine Broschüre zumThema
Mobbingin deutscher und
französischerSprache
verfasst. Fürzehn Euro

zuzüglich Porto kann diese
unter der Telefonnummer

499424888bestellt werden.
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anders als i m Nachbarland
Deutschland. Dort kennen die
RichterInnen, i mUnterschied
zu ihren französischen,
schwedischenundbelgischen
KollegInnen, ebenfalls kein
explizites Mobbinggesetz −
und schaffen es dennoch,
MobberInnen zu verurteilen.
Selbst der schwierigen Be-
weislage wusstendieErfurter
Arbeitsrichter beizukommen:
Mit Verweis auf die Europäi-
sche Menschenrechtskonven-
tion, welche "die Grundsätze
eines fairen und auf Waffen-
gleichheit achtenden Verfah-
rens" festschreibt, linderten
sie die Beweisnot von Malträ-
tierten erheblich. Um einen
Fall umfassend zu würdigen,
sollenAussagenvonGemobb-
ten nicht nur als Behauptun-
gen, sonderntunlichst als Be-
weismittel berücksichtigt
werden, soeiner der richterli-
chenLeitsätze. Undein weite-
rer: die Verpflichtung des Ar-
beitgebers, "das allgemeine
Persönlichkeitsrecht der bei
ihm beschäftigten Arbeitneh-
merInnen nicht selbst durch
Eingriffe in deren Persönlich-
keits− oder Freiheitssphäre zu
verletzen, diese vor Belästi-
gungen durch Mitarbeiter
oder Dritte (...) zu schützen,
einen menschengerechten Ar-
beitsplatz zur Verfügung zu
stellen...".

Luxemburger Gerichte
zuzögerlich?
Solch eine extensive Ausle-

gung der Rechtsmittel hat es
vor hiesigen Gerichten noch
nicht gegeben. Und das, ob-
wohl auch in luxemburgi-
schen ArbeitsrichterInnen

GESETZESVORSCHLAG

Rechtsmittel
ungenügend(ik) - Der LSAP−Abgeordnete Lucien Lux hat am

2. Juli ei nen Gesetzesvorschlag zur Mobbi ngthematik
("contre le harcèlement moral") vorgelegt. Die Vorla-
ge, die sich an demi m Mai 2000 verabschiedeten Ge-
setz zur sexuellen Belästi gung (harcèlement sexuel)
orientiert und i n enger Zusammenarbeit mit dem
OGBL erarbeitet wurde, defi niert Mobbing i n Artikel 2
als "tout comportement ou acte, ai nsi que toute con-
duite abusive et répétée de toute ori gi ne, externe ou
i nterne àl' entreprise ou l'i nstituti on, qui se manifeste
notamment par des comportements, des paroles, des
i nti midati ons, des actes, des gestes et des écrits uni-
latéraux, ayant pour objet ou pour effet de porter at-
tei nte à la personnalité, la di gnité ou l'i ntégrité phy-
sique ou psychi que d' un travailleur, (...) de mettre en
péril son emploi ou de créer un environnement i nti-
midant, hostile, dégradant, humiliant ou offensant".
Auch die Verantwortlichkeit des Arbeitgebers für den
Schutz und die Gesundheit des bei i hm Beschäfti gten
wird i n dem Text klar defi niert. I m Fall von Mobbing
soll der Arbeitgeber künfti g verpflichtet sei n, sofort
nach Bekanntwerden ei nes Mobbingfalls zu i nterve-
nieren und das Mobbing zu stoppen (Artikel 3).
Der bzw. die ArbeitnehmerI nnen, die sich gegen Mob-
bi ng wehren, sollen zudem vor Repressalien ge-
schützt sei n (so genannter Zeugenschutz).
Darüber hi naus ist ei ne geteilte Beweislast zwischen
bei den Parteien, also Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern, vorgesehen. Damit wollen die Sozialisten die
bislang sehr schwieri ge, ei nseiti g den Arbeit-
nehmerI nnen aufgebürdete Beweisführung gerechter
aufteilen.
Der Gesetzesvorschlag regelt Mobbing umfassend,
soll also sowohl für die privaten als auch für die Be-
schäfti gten des öffentlichen Sektors gelten.
Ablehnender Kommentar aus demArbeitsministeri um
zur Gesetzesi nitiative: Das Gesetz komme verfrüht,
das Phänomen sei zwar bekannt, aber noch nicht
konkret genug. "Und ei nfach ei n Gesetz, dessen
Dri nglichkeit zweifel haft ist, abzuschrei ben, kann
auch nicht der richti ge Weg sein." (siehe auch neben-
stehenden Text)

schon mal der Verdacht kei m-
te, dass es bei Kündigungen
von Arbeitgeberseite "nicht
i mmer mit rechten Dingenzu-
geht". Aber: "Solange wir kei-
ne Zeugen haben, haben wir
auch keine Beweise. Da sind
wir ohnmächtig", so die mit
Bedauernbekundete offizielle
Stellungnahme.
Im Unterschied zum ge-

schilderten deutschen Fall
befassten sich die luxembur-
gischen Prozesse bislang nur
mit bereits erfolgten Kündi-
gungen. Dannaber, so meinen
Gewerkschaften und Rechts-
anwältInnen übereinsti m-
mend, werde die juristische
Argumentation erheblich
schwieriger. Vielfachsei es zu
spät, um den Mobbingpro-
zess detailliert zu rekonstru-
ierenunddienötigenBeweise
erbringen zu können. Ein Ge-
setz, das die Pflichten des Ar-
beitgebers klar definiert und
Mobbing verbietet, soist von
Seiten der Gewerkschaften
aber auch von Arbeitsrichte-
rInnen zu hören, könnte hel-
fen, diederzeitigeRechtsunsi-
cherheit zu überwinden
(siehe Kasten).
"Je mehr Dokumente und

Zeugen vorliegen, umso bes-
ser gestaltet sich meist der
Fall", betont derweil Rechts-
anwältin Ecker. Sie rät von
Mobbing Betroffenen, selbst
Initiative zu ergreifen und i m
Fallevon MobbingdenArbeit-
geber schriftlich zuinformie-
ren. Die meisten Betroffenen
müssten zunächst einmal
psychologischaufgebaut wer-
den, dannaber sei es wichtig,
selbst wieder das Heft in die
Handzunehmen.

"Wir bestärken die Leute
darin, Initiative zu ergreifen",
sagt auch Gewerkschafter
RobyZehlen. Ansonstenläuft
die Beratung, sowohl bei den
Gewerkschaften, bei der Mob-
bingasbl als auchimGesund-
heitsministerium von Fall zu
Fall. Am Anfang steht die
gründliche Bestandsaufnah-
me zur Person und ihres Ar-
beitsplatzes. Man müsse, so
betont der Arbeitsmediziner
Dr. Steffes, "alle Mechanismen
kennen, die Einfluss auf die
seelische und körperliche
Verfassung" eines Betroffenen
haben. Dassei nicht nur wich-
tig, um sicherzugehen, dass
es sichbei den Vorwürfentat-
sächlich um Mobbing hande-
le. Auch die anschließende
Behandlung von psychoso-
matischen Beschwerdenrich-
te sich danach. "Um solche
Krankheiten wirksam zu be-
handeln, müssen die wirkli-
chen Ursachenbekannt sein",
betont Dr. Steffes. Er fordert
eine breite Informationspoli-
tik in Sachen Mobbing in Be-
trieben und Praxen. "Viele
Hausärzte denken bei depres-
siven Versti mmungen oder
psychosomatischen Be-
schwerdennicht anProbleme
am Arbeitsplatz, obwohl der
Mensch überdurchschnittlich
viel Zeit seines Lebens dort
verbringt." Die wirklichen
Gründe für eine Erkrankung
würden deshalb häufig i m
Dunkelnbleiben.

Zwei−Klassen−Politik
Das Thema Mobbing i m

Dunkeln belassen, wollen of-
fenbar auch die PolitikerIn-
nen. Obwohl die Gewerk-

schaften den zunehmenden
Psychostress amArbeitsplatz
gegenüber der Regierung seit
drei Jahrenthematisierenund
einen klar definierten rechtli-
chen Rahmen fordern − laut
OGBL−Chef John Castegnaro
zuletzt i m vergangenen Ok-
tober bei einem Treffen mit
demArbeitsminister François
Biltgen−, gibt es derzeit keine
Gesetzesinitiative diesbezüg-
lich. "Wir wollenzunächst das
Problem besser kennen ler-
nen und nicht zufrüh ein Ge-
setz erlassen", begründet Re-
gierungsberater Jean Zahlen
die ministerielle Zurückhal-
tung. Laut Zahlenhabediezu-
ständige Behörde, dieInspec-
tion du Travail et des Mines
(ITM), bislang keine Klagen
über Mobbing erhalten. Eine
unzutreffende Information,
wiesichnacheiner Rückfrage
bei derITMherausstellte: De-
ren MitarbeiterInnen gaben
gegenüber der woxx an, sehr
wohl von Mobbingfällen am
Arbeitsplatz zu wissen.
Auch die Aussage von Ar-

beitsminister François Biltgen
gegenüber dem"Lëtzebuerger
Land" vergangene Woche,
Mobbing sei nicht mit einem
Gesetz zu bekämpfen, sollte
mit Vorsicht genossen wer-
den. SeinVerweis darauf, dass
dasi mMai 2000erlassene Ge-
setzzursexuellenBelästigung
keinenErfolggezeigt habe, da
es keine Klagen gibt, sti mmt
jedenfalls nicht: Die ersten
zwei Fälle von sexueller
Belästigung am Arbeitsplatz
sollen noch in diesem Jahr
vor dem luxemburgischen
Arbeitsgericht verhandelt
werden.
Dass Psychoterror auf der

Arbeit für die Regierung
durchaus ein ernst zu neh-
mendes Themaist, zeigt übri-
gens ein aktueller Gesetzes-
vorschlag aus dem"Ministère
de la fonction publique":
Demzufolge soll Mobbing i m
öffentlichen Dienst verboten
werden. Sind folglich Beam-
tInnen schützenswerter als
private Beschäftigte?

Ines Kurschat

Systematische Überforderung− auch eine beliebte Methode, jemandenfertigzu machen.

Auch Anzüglichkeiten undsexuelle Belästigungen können Teil von Mobbingsein.


